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Politische Reaktionen auf Gewalttaten

Heuchelei aus Textbausteinen
Die zunehmende Polarisierung 
unserer Gesellschaft offenbart 
sich besonders drastisch in den 
Momenten, in denen das 
gesellschaftliche Entsetzen 
eigentlich am größten sein 
sollte. Wenn politisch moti-
vierte Angriffe auf Infrastruk-
tur, brutale Gewalttaten gegen 
Amts- und Funktionsträger 
oder „Zufallsopfer“, wie auch 
extremistische Anschläge in 
Verkehrsmitteln, auf Volks
festen oder Demonstrationen 
das Land erschüttern, folgt im 
politisch-medialen Betrieb ein 
verlässlich ritualisiertes Schau-
spiel, das unsere Gesellschaft 
nicht zusammenführt, sondern 
die Gräben oft noch weiter 
vertieft.

Statt ehrlicher, rationaler und 
selbstkritischer Ursachenfor-
schung erleben wir ereignisbe-
zogene Wellen immer gleicher 
Phrasen und Worthülsen aus 
der Politik. Diese reflexartigen 
Reaktionen hinterlassen bei 
vielen Menschen nur noch 
wachsende Gefühle der 
Ohnmacht, der Wut und einer 
tiefen Entfremdung von demo-
kratischen Institutionen.

Jedes Mal, wenn Unvorstell
bares geschieht, läuft die Ma-
schinerie der politischen Kom-
munikation wie ein Fließband 
an. Erste offizielle Reaktionen 
bestehen fast ausnahmslos 
aus Begriffen wie „Feigheit“, 
„Hinterhältigkeit“, bedarfswei-

se mit den Floskeln „Angriff 
auf Freiheit und Demokratie“, 
„Angriff auf unsere offene 
Gesellschaft“ oder „Angriff auf 
uns alle“ versehen und schließ-
lich mit der unumstößlichen 
Feststellung dekoriert, dass ein 
solcher Akt „durch absolut 
nichts zu rechtfertigen“ sei.

Politiker versichern reflexar-
tig, man sei „schockiert und 
zutiefst erschüttert“. Je nach 
politischer Ausrichtung folgen 
als Textbausteine die ge-
wohnten Versprechen, der 
Rechtsstaat werde mit der 
„ganzen Härte des Gesetzes“ 
antworten und man werde im 
Kampf gegen Gewalt, Terror 
oder Extremismus „keinen 
Zentimeter weichen“. Zuwei-
len folgt dann noch der er
hobene Zeigefinger, „die Tat 
nicht für politische Zwecke 
zu instrumentalisieren“ oder 

„die Tat Einzelner nicht auf 
eine (dann plötzlich abge-
grenzte) Personengruppe zu 
verallgemeinern“.

All diese Aussagen sind voll-
kommen richtig, niemand wür-
de ihnen widersprechen. Doch 
in ihrer endlosen, fast roboter-
haften Wiederholung nach 
jeder Tragödie haben sie ihre 
emotionale Tiefe und morali-
sche Wirkung inzwischen völ-
lig verloren. Sie sind zu einer 
Art kommunikativem Placebo 
verkommen, welches Ent-
schlossenheit simulieren soll, 
wo jedoch in Wahrheit oft 
Hilflosigkeit und Ratlosigkeit 
herrschen.

Diese sprachliche Erstarrung 
ist Symptom und gleichzeitig 
gefährlicher Katalysator einer 
fortschreitenden gesellschaft-
lichen Spaltung. In einer sich 

fragmentierenden Gesell-
schaft, in der sich politische 
Lager zunehmend unversöhn-
lich, feindselig und aggressiv 
gegenüberstehen, werden sol-
che Standardphrasen von den 
Menschen längst als strategi-
sche Ausweichmanöver ent-
larvt.

Während Politiker die Betrof-
fenheitsfloskeln des Vortages 
wiederholen, entbrennt dage-
gen in der digitalen Parallel-
welt ein zynischer Kampf um 
die Deutungshoheit: Wer war 
der Täter, welche Herkunft 
oder Gesinnung hatte er und – 
vor allem – welches politische 
Lager profitiert am Ende von 
diesem Verbrechen? Der 
Schmerz der Opfer und ihrer 
Angehörigen wird dabei zur 
bloßen Manövriermasse in 
einem erbitterten Kulturkampf 
degradiert. 

Transparent auf einer Montagsdemo in Leipzig während der Friedlichen Revolution 
1989/1990, ausgestellt im Zeitgeschichtlichen Forum Leipzig.
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Das grundlegende Problem 
politischer Worthülsen liegt 
darin, dass sie einen echten de-
mokratischen Diskurs im Keim 
ersticken. Indem Politiker ge
rade nach emotional aufge
ladenen Gewalttaten auf die 
Textbausteine ihrer Standard-
floskeln zurückgreifen, drücken 
sie sich vor den unbequemen, 
schmerzhaften Fragen, die ei-
ner echten Aufarbeitung im 
Wege stehen. Wie konnte sich 
unsere Gesellschaft dermaßen 

polarisieren und spalten? Wel-
che Herausforderungen gibt es 
in der Sicherheits-, Bildungs- 
oder Integrationspolitik? Wie 
könnten wir unsere Gesell-
schaft wieder zusammen
führen?

Wenn – angesichts zunehmen-
der Entleerung öffentlicher 
Räume (Innenstädte, Kneipen, 
Ehrenamt und so weiter) – 
nach jedem schweren Vorfall 
lediglich die „wehrhafte Demo-

kratie“ beschworen wird, ohne 
dass für die Menschen sichtbar, 
nachhaltige Konsequenzen 
oder politische Kurskorrekturen 
folgen, schwindet das Vertrau-
en in die Handlungsfähigkeit 
des Staates.

Aber nicht nur Politik oder 
Medien tragen eine gesell-
schaftliche Verantwortung: 
Auch für jeden Einzelnen von 
uns sollte es eine Verpflichtung 
sein, sich im täglichen Leben, 

gemeinsam mit Angehörigen, 
Kollegen, Freunden, aber auch 
alleine, am Arbeitsplatz, auf 
öffentlichen und digitalen Plät-
zen, in Bus und Bahn, in Schule 
oder Studium, Zivilcourage zu 
zeigen und sich offen für unse-
re freiheitlich-demokratische 
Grundordnung als Basis unse-
res gesellschaftlichen Zusam-
menlebens einzusetzen. 
 
 
� MM

Jährlicher Austausch mit Arbeitgebervertretern

Offenes Gespräch über Belange 
des öffentlichen Dienstes
Beim kürzlich stattgefundenen 
Treffen der Vorsitzenden der 
Landestarifkommission des 
DBB NRW (LTK), Sandra van 
Heemskerk, mit der bevoll-
mächtigten Vorsitzenden des 
Arbeitgeberverbandes des Lan-
des Nordrhein-Westfalen e. V. 
(AdL NRW), Kerstin Kersten, 
dem Geschäftsführer des AdL 
NRW, Daniel Grundmann, so-
wie der stellvertretenden Ge-
schäftsführerin des AdL NRW, 
Sabine Kulok, standen wich

tige arbeitsmarktpolitische  
Themen auf der Agenda.

Schwerpunkte waren unter an-
derem der Rückblick auf die 
Einkommensrunde und den Ta-
rifvertrag mit der Tarifgemein-
schaft deutscher Länder (TV-L), 
aktuelle politische Themen und 
deren Auswirkungen auf die 
Tarifbeschäftigten sowie ein 
allgemeiner Austausch zu tarif-
politischen Themen. Mit die-
sem mindestens einmal im 

Jahr stattfindenden Austausch 
setzen beide Seiten ihre Zu-
sammenarbeit fort. Beide Sei-
ten betonten die Notwendig-
keit, den öffentlichen Dienst als 
attraktiven Arbeitgeber zu stär-
ken und konkrete Lösungsan-
sätze für die Personalheraus-
forderungen zu entwickeln.

Der konstruktive Dialog zwi-
schen Arbeitgeber- und Arbeit-
nehmerseite ist gerade in Zei-
ten steigender Anforderungen 

an den öffentlichen Dienst von 
besonderer Bedeutung. Vielen 
Dank allen Teilnehmenden für 
den produktiven Austausch 
und die wertvolle Zusammen-
arbeit! Der Arbeitgeberverband 
des Landes Nordrhein-Westfa-
len (AdL NRW) ist eine Vereini-
gung von Arbeitgebern und 
gemäß § 2 Abs. 1 des Tarifver-
tragsgesetzes Tarifvertrags
partei. Er ist Mitglied der Tarif-
gemeinschaft deutscher Länder 
(TdL).� MM

Tarifpolitik

Gesprächsteilnehmer des Jahresgespräches zwischen AdL und LTK des DBB NRW.
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Netzwerkgespräche mit Landtagsfraktionen

Im Austausch mit den Abgeordneten
Traditionell finden gegen Ende 
der Sitzungsperiode des Land-
tages die Netzwerkveranstal-

tungen der Landtagsfraktionen 
statt. Hierzu waren auch wie-
der Vertreter des DBB NRW 

geladen. Im Umfeld der Som-
merfeste von SPD und FDP trat 
der DBB NRW mit verschiede-
nen Abgeordneten in einen 

Austausch, um für die Inter
essen der Beschäftigten des 
öffentlichen Dienstes in Stadt 
und Land zu werben.� MM

Landtagswahl 2027

Moderner Staat im Fokus
Der 48. Landesparteitag der 
CDU Nordrhein-Westfalen 
fand am 4. Juli 2026 im Mari-
tim Hotel in Düsseldorf statt. 
Hierzu waren in Vertretung der 
organisierten Beschäftigten 
des öffentlichen Dienstes auch 
Gäste des DBB NRW eingela-
den. Zentraler Inhalt des 
Parteitags war die Weichen
stellung für die anstehende 
Landtagswahl im Mai 2027. In 
fachspezifischen Workshops 
wurden inhaltliche Grund
lagen für das Wahlprogramm 
diskutiert und formuliert. Im 
Fokus standen Themen wie 
wirtschaftliche Entwicklung, 
Infrastruktur, Bildungsgerech-
tigkeit, Bürokratieabbau sowie 
innere Sicherheit. Weiterhin 
gaben prominente Redner 
einen Überblick über die tages-
politische Sachlage im Land 
und im Bund. Neben einer pro-
grammatischen Rede des nord-
rhein-westfälischen Minister-
präsidenten Hendrik Wüst trat 
auch Bundeskanzler Friedrich 
Merz auf, um die Delegierten 

auf die kommenden politi-
schen Herausforderungen und 
Reformpläne einzustimmen. 
Für mediale Aufmerksamkeit 
sorgte angesichts der eingelei-
teten Reformvorhaben der 
Regierungskoalition im Bund 
die deutliche Ansage von 
Friedrich Merz gegen perma-
nente Kritiker: „Nöler, Nörgler, 
Berufskritiker – wegtreten!“

Sowohl in der programmati-
schen Rede des CDU-Landes-
vorsitzenden und Ministerprä-

sidenten Hendrik Wüst als 
auch in den inhaltlichen Work-
shops spielte die Entlastung 
des Staatsapparates eine zent-
rale Rolle. Wüst forderte unter 
anderem weniger Bürokratie 
und stärkere Kommunen. Ziel 
der CDU NRW ist eine Moder-
nisierung von Staat und Ver-
waltung durch digitale Prozes-
se und schnellere Verfahren, 
um auch die Belastung der 
Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst zu reduzieren.  
Die Ideen für morgen und ein 

gemeinsames Nordrhein-
Westfalen entstehen nicht 
ohne die Menschen, die den öf-
fentlichen Dienst tragen. Sie 
halten das Gemeinwesen je-
den Tag am Laufen und schaf-
fen die Grundlage dafür, dass 
ein ganzes Land gemeinsam 
vorankommt. Ein starkes Mor-
gen für NRW gibt es nur mit 
einem starken öffentlichen 
Dienst. Wer über die Zukunft 
des Landes spricht, muss des-
halb auch über die Arbeits
bedingungen, die Bezahlung 
und die Versorgung der Kolle-
ginnen und Kollegen sprechen. 
Für den DBB NRW sind Partei-
tage stets wichtige Netzwerk-
veranstaltungen der Politik. Sie 
bieten die Gelegenheit, genau 
diese Perspektive dorthin zu 
tragen, wo die politischen Wei-
chen gestellt werden. In vielen 
persönlichen Gesprächen ver-
tritt der DBB NRW die Interes-
sen der Kolleginnen und Kolle-
gen im öffentlichen Dienst vor 
Ort mit klaren eigenen Positio-
nen.� MM

Vertreter des DBB NRW mit Landtagspräsident André Kuper  
und Finanzminister Dr. Marcus Optendrenk.
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Vertreter der Fachgewerkschaften im Gespräch 
auf dem Sommerfest der SPD-Landtagsfraktion.
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Vertreter des DBB NRW auf dem  
Sommerfest der FDP-Landtagsfraktion.
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65. Jahrestag Bau der Berliner Mauer

Bankrotterklärung des  
„besseren“ Deutschlands
„Niemand hat die Absicht, 
eine Mauer zu errichten.“ – 
So antwortet SED-Chef Walter 
Ulbricht auf einer Pressekon
ferenz am 15. Juni 1961 in Ost-
berlin auf eine entsprechende 
Frage einer Journalistin der 
Frankfurter Rundschau. 
Ulbricht weiß, dass seine Aus-
sage gelogen ist, denn die Vor-
bereitungen auf den Bau einer 
Mauer mitten durch Berlin lau-
fen längst. Aber Lügen gehören 
zum System der DDR-Staats-
partei SED.

Knapp zwei Monate später, 
in der Nacht zum 13. August 
1961, beginnen Teile der Poli-
zei und Betriebskampfgruppen 
der DDR mit Stacheldraht die 
Sektorengrenze zu Westberlin 
abzuriegeln. Zuerst trennt ein 
Stacheldrahtzaun Ost- von 
Westberlin, später folgt die 
Mauer, gesichert mit dem 
sogenannten Todestreifen, 
Minen und Wachtürmen. Ein 
Schießbefehl sorgt dafür, dass 
Menschen, die in die Sperrzone 
zwischen den beiden Teilen der 
Millionenstadt eindringen, 
damit rechnen müssen, 
erschossen zu werden.

Der in der DDR-Propaganda als 
angeblich gegen den „west-
deutschen Aggressor“ gerich-
tete „antifaschistische Schutz-
wall“ war ein Ungetüm, ein 
Monstrum, das allein dazu die-
nen sollte, der tausendfachen 
Massenflucht von DDR-Bür-
gern ein Ende zu setzen. Im 
Jahr 1960 hatte die DDR rund 
200 000 Menschen verloren. 
Ein Jahr später wuchs die 
Flüchtlingszahl derartig an, 
dass die Deutsche „Demokra
tische“ Republik auszubluten 
drohte. Allein im April 1961 
verließen rund 30 000 Men-
schen den „Arbeiter- und Bau-
ernstaat“, der immer vorgab, 
das bessere Deutschland zu 
sein. Nur sahen das viele der 

Bürgerinnen und Bürger an-
ders. Zwischen 1949 und 1961 
flohen rund 2,5 Millionen Men-
schen aus der DDR in den Wes-
ten, darunter viele Fachkräfte. 
Die Mauer wurde gebaut, um 
diesen Aderlass zu stoppen 
und den wirtschaftlichen so-
wie politischen Bankrott des 
Kommunismus und der DDR 
aufzuhalten.

Selbstständige Bauern flüchte-
ten in den Westen, um nicht 
wegen der Weigerung zur 
Zwangskollektivierung ihres 
Landwirtschaftsbetriebes als 
„Kriegstreiber“ im Gefängnis 
zu landen. Facharbeiter, Ärzte, 
Ingenieure und Menschen aus 
anderen qualifizierten Berufen 
hatten genug von täglicher 
Gängelei, Indoktrinierung und 
Versprechen, die sich stets als 
Lügen erwiesen. Eine der spek-
takulärsten Gruppenfluchten 
ereignete sich 1956 in Storkow 
(Brandenburg). Aus Protest 
gegen die Niederschlagung des 
Volksaufstandes in Ungarn 
durch sowjetische Truppen 
legte eine Abiturklasse eine 
Schweigeminute ein. Als die 
DDR-Führung die „Rädelsfüh-
rer“ (es wurden grundsätzlich 
nur Einzelpersonen verant-
wortlich gemacht, nie das 
„Kollektiv“) von den Abiturprü-
fungen ausschloss, flohen die 

15 Schülerinnen und Schüler 
der Klasse gemeinsam nach 
Westberlin und siedelten 
später nach Hessen um.

Es war zu dieser Zeit noch 
leicht, in Berlin in den Westteil 
der Stadt zu gelangen. Man 
stieg unauffällig mit wenig Ge-
päck in die S-Bahn und wenige 
Minuten später war man in 
Freiheit. Ab dem 13. August 
1961 ging jedoch nichts mehr. 
Über Nacht wird es den Men-

schen in der DDR unmöglich, 
sich zwischen beiden Teilen 
Berlins frei zu bewegen. Die 
Mauer wurde 28 Jahre lang 
das sichtbarste Zeichen für die 
kommunistische Unrechts- 
und Gewaltherrschaft im Os-
ten Deutschlands. Sie war zu-
gleich aber auch die weltweit 
sichtbare, moralische und poli-
tische Bankrotterklärung des 
von der Sowjetunion domi-
nierten kommunistischen Sys-
tems in Osteuropa, welches 

Etwa an dieser Stelle im Todesstreifen befanden sich Chris Gueffroy und 
Christian Gaudian, als sie um 23.39 Uhr Alarm auslösten.
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Arbeitnehmergruppe der CDU-Fraktion

Konstruktiver Austausch mit Landtagsabgeordneten
Mitte Juni war Roland Staude, 
1. Vorsitzender des DBB NRW, 
zu Gast beim Austausch mit 
der Arbeitnehmergruppe der 
CDU-Landtagsfraktion. Im 
Mittelpunkt standen aktuel-
le Herausforderungen der  
Arbeitsmarktpolitik und des 
öffentlichen Dienstes in Nord-
rhein-Westfalen. Regelmäßige 
und vertrauensvolle Gespräche 
mit den Vertreterinnen und 
Vertretern der Politik sind für 
den DBB NRW von großer Be-
deutung, um die Anliegen der 
Beschäftigten nachhaltig 
einzubringen. Der DBB NRW 
dankt für den offenen und 
konstruktiven Austausch.� MM

Roland Staude im Gespräch mit den Abgeordneten.
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die Menschen statt durch 
Überzeugung nur durch Ab-
schottung, Repression, Verfol-
gung, Gewalt und notfalls mit 
deren Tötung davon abhalten 
konnte, den osteuropäischen 
Arbeiter- und Bauernparadie-
sen den Rücken zu kehren. 
Zehntausende bezahlten ihren 
Wunsch, in Freiheit und Demo-
kratie zu leben, mit langen 
Haftstrafen, Hunderte bezahl-
ten diesen Wunsch mit ihrem 
Leben.

Nur wenige Monate vor dem 
Mauerfall wird am 6. Februar 

1989 Chris Gueffroy bei einem 
Fluchtversuch an der Berliner 
Mauer erschossen. Im Mai 
1989 soll der 20-Jährige zur 
Nationalen Volksarmee einge-
zogen werden. Seit seiner 
Jugend will er reisen, Pilot wer-
den, Amerika besuchen, das ist 
sein großer Traum. Stattdessen 
wurde er Kellner in einer staat-
lichen Gaststätte. Gueffroy und 
sein Freund Christian Gaudian 
planten einen Fluchtversuch 
über die Berliner Mauer. Sie 
glaubten, dass der Schießbe-
fehl seit dem Staatsbesuch des 
schwedischen Ministerpräsi-
denten Ingvar Carlsson in der 
DDR ausgesetzt sei. Beide 
versuchen, in der Nacht zum 
6. Februar 1989 in der Nähe der 
Kleingartenkolonie „Harmonie“ 
über den Britzer Verbindungs-
kanal nach Westberlin zu 
flüchten, der hier die Grenze 
zwischen Baumschulenweg 
(Ostberlin) und Neukölln (West-
berlin) bildet. Vor dem Über-
winden des letzten Metallgit-
terzauns werden die beiden 
Flüchtlinge von Grenzsoldaten 
der DDR entdeckt und unter 
Feuer genommen. Gueffroy 
wird von zwei Kugeln getroffen, 

von denen eine sein Herz trifft. 
Er stirbt noch im Grenzstreifen, 
Gaudian wird schwer verletzt 
festgenommen.

Die vier beteiligten Grenzsol-
daten bekommen vom Chef 
des „Grenzkommandos Mitte“, 
Erich Wöllner, als Abschuss-
prämie das „Leistungsabzei-
chen der Grenztruppen“ und 
je 150 Ost-Mark. Gueffroys 
Freund Gaudian wird drei Mo-
nate nach den Schüssen am 
24. Mai 1989 vom Stadtbe-
zirksgericht Berlin-Pankow 
wegen „versuchten ungesetz
lichen Grenzübertritts im 
schweren Fall“ nach § 213 
DDR-StGB zu einer Freiheits-
strafe von drei Jahren verur-
teilt. Gaudian wird von der 
Bundesrepublik aus der Haft 
freigekauft und am 17. Okto-
ber 1989 nach Westberlin ent-
lassen. Am 13. August 2010 
wird die Chris-Gueffroy-Allee 
(eine Straße an der Grenze 
zwischen den Berliner Bezir-
ken Treptow-Köpenick und 
Neukölln) nach dem letzten 
Mauertoten benannt. Die 
frühere DDR-Staatspartei 
SED lässt nach der Wende 

die Opfer von ihr zu verant-
wortender Gewalt und massi-
ven Unrechts vom einstigen 
„Klassenfeind“ Bundesrepub-
lik entschädigen. Nach einigen 
Metamorphosen sitzt diese 
Partei heute unter neuem Na-
men im Deutschen Bundestag 
und möchte mit der nächsten 
Version des „demokratischen 
Sozialismus“ ein neues Experi-
ment zum Wohle der Mensch-
heit anstoßen.� MM

Chris Gueffroy im Dezember 1988.
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Denkmal an den letzten Mauer
toten Chris Gueffroy.
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Feierabendplausch in der Geschäftsstelle

Landespolitiker mit Ideen und Tatendrang
Im Rahmen seiner Veranstal-
tungsreihe zum 80. Grün-
dungsjubiläum des Landes 
Nordrhein-Westfalen lud der 
DBB NRW zu seinem traditio-
nellen Feierabendplausch in 
die Landesgeschäftsstelle ein. 
Der frühere Präsident der Stif-
tung Haus der Geschichte der 
Bundesrepublik Deutschland, 
Dr. Hans Walter Hütter, refe-
rierte über die Gründungs
phase unseres Landes und 
zwei bedeutende Landespoli
tiker und Kontrahenten, die 
durch ihren steten freund-
schaftlichen Konflikt und ihre 
unterschiedlichen Ansichten 
über die Ausrichtung und den 
Aufbau der deutschen Nach-

kriegsordnung über Nord-
rhein-Westfalen hinaus die 
junge Bundesrepublik und das 
neue gemeinsame Europa 
erheblich prägten: Konrad 
Adenauer und Karl Arnold. Der 
erste Bundeskanzler und der 
erste gewählte Ministerpräsi-
dent von Nordrhein-Westfalen 
wären in diesem Jahr 150 
sowie 125 Jahre alt geworden. 
Viele Veranstaltungsbesu-
cherinnen und -besucher 
nutzten zugleich die Gelegen-
heit zu einem geselligen 
Gedankenaustausch oder 
einer Besichtigung der von 
Marcus Michel kuratierten 
Ausstellung „Unser Land hat 
Geburtstag“.� MM

Dr. Hans Walter Hütter referiert über Konrad Adenauer als Landespolitiker.
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Geschäftsstelle

Sitzung der Landesfrauenvertretung

Julia Kocks zur stellvertretenden  
Vorsitzenden gewählt
Am 16. Juni 2026 kam die Lan-
desfrauenvertretung des DBB 
NRW in der Landesgeschäfts-
stelle zu ihrer Sitzung zusam-
men. Im Mittelpunkt stand die 

Wahl einer neuen stellver
tretenden Vorsitzenden. Tanja 
Küsgens (VBE) scheidet aus 
diesem Amt aus. Der DBB NRW 
dankt ihr für ihr gewerkschaft-

liches Engagement und ihren 
Einsatz für die Belange der 
Frauen im öffentlichen Dienst. 
Zur neuen stellvertretenden 
Vorsitzenden wurde Julia 

Kocks (VBE) gewählt. Der DBB 
NRW gratuliert herzlich und 
wünscht viel Erfolg im neuen 
Amt! 
� MM

Herzliche Glückwünsche zur Wahl an Julia Kocks und zur Verabschiedung an Tanja Küsgens.
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Diskussion mit der Senioren-Union HSK

Sozialstaat in Schieflage
Auf Einladung der Senioren-
Union im CDU-Kreisverband 
Hochsauerlandkreis fand am 
3. Juni 2026 in Meschede eine 
Podiumsdiskussion zur Zu-
kunft des Sozialstaates statt. 
Vertreterinnen und Vertreter 
aus Politik und Gewerkschaft 
diskutierten über zentrale so
zialpolitische Herausforderun-
gen, insbesondere über die Ge-
fährdung der Altersversorgung, 
der gesetzlichen Rentenversi-
cherung in Deutschland. In die-
sem Kontext wurde besonders 
die angespannte Lage der ge-
setzlichen Renten- und Kran-
kenversicherung in den Fokus 
gerückt. Die große Sorge um 
die Zukunft der sozialen Siche-
rungssysteme wie auch die ge-
rade wiederkehrende Forde-
rung, Beamtinnen und Beamte 
in die gesetzliche Renten- und 
Krankenversicherung mit ein-
zubeziehen, waren Hauptthe-
men des regen Austausches, 
an dem unter anderem Hubert 
Hüppe, Vorsitzender der Senio-
ren-Union der CDU, Maximili-
an Reinberger, Vorsitzender der 
Jungen Union Südwestfalen, 
sowie für den DBB NRW der 
Vorsitzende der Seniorenver-
tretung des DBB NRW, Hubert 
Meyers, teilnahmen. Bereits 
die Zusammensetzung des Po-
diums ließ eine kontroverse 
Debatte erwarten – insbeson-
dere mit Blick auf die Rolle des 
öffentlichen Dienstes und die 
Frage, welchen Beitrag Beam-
tinnen und Beamte zur Stabi
lisierung der sozialen Siche-
rungssysteme leisten sollen.

Im Mittelpunkt stand zunächst 
die Frage, ob und in welchem 
Umfang der Sozialstaat der 
Bundesrepublik Deutschland 
in eine strukturelle Schieflage 
geraten ist. Dabei wurde deut-
lich, dass die gesetzliche Ren-
tenversicherung, die gesetz
liche Krankenversicherung und 
weitere Sozialversicherungs-
systeme vor erheblichen finan-
ziellen und demografischen 

Herausforderungen stehen. 
Ursächlich seien hierfür sicher 
viele Gründe. Hubert Meyers 
machte deutlich, dass bei der 
Debatte über die Zukunft des 
Sozialstaates auch die Ursa-
chen der aktuellen Schieflage 
benannt werden müssten. So 
wurde aus dem Plenum nach-
drücklich darauf hingewiesen, 

dass vor allem auch versiche-
rungsfremde Leistungen sich 
im Portfolio des Ausgaben
pakets des Sozialstaates be-
fänden, die dort nichts zu su-
chen haben, sondern vielmehr 
aus Steuermitteln erbracht 
werden müssen. Daher be-
stand weitestgehend Einigkeit 
darin, dass dringender politi-
scher Handlungsbedarf beste-
he, um die soziale Sicherheit 
dauerhaft zu gewährleisten.

Meyers verwies auf die Folgen 
politischer Entscheidungen 
der vergangenen Jahre und 
Jahrzehnte, die wachsenden 
Aufgaben und politischen Ver-
sprechen und die damit ver-
bundenen steigenden Erwar-
tungen der Bürgerinnen und 
Bürger an den Staat. Marode 
öffentliche Infrastruktur, wie 
Straßen, Brücken, Schulen und 
Kitas, lange Wartezeiten in Be-
hörden, überlastete Verwal-

tungen und eine immer 
schwierigere Aufgabenerfül-
lung vor Ort würden daher 
dem Staat und seinen Vertre-
tern zugeschrieben. Verbale 
und gewalttätige Attacken ge-
gen die Beschäftigten des öf-
fentlichen Dienstes seien an 
der Tagesordnung. Wer ange-
sichts 600 000 unbesetzter 

Stellen im öffentlichen Dienst 
in Deutschland weniger öffent-
lichen Dienst fordere, müsse 
deshalb zugleich konkret be-
nennen, welche Aufgaben der 
Staat künftig nicht mehr wahr-
nehmen soll. Pauschale Forde-
rungen nach Personalabbau 
oder einer Reduzierung staatli-
cher Strukturen griffen zu kurz. 
Notwendig sei vielmehr eine 
ehrliche und qualifizierte Auf-
gabenkritik: Der Staat müsse 
gegenüber den Bürgerinnen 
und Bürgern klar definieren, 
welche Leistungen unverzicht-
bar sind und wo möglicherwei-
se Standards verändert werden 
müssen.

Hierbei verlagerte sich die 
Diskussion auf den Status und 
die Rolle der Beamtinnen und 
Beamten. Erwartungsgemäß 
wurden deren Privilegien kri
tisiert. Sie sollten finanziell 
stärker zur Stabilisierung der 

sozialen Sicherungssysteme 
beitragen. Hubert Meyers ver-
wies darauf, dass die Beamten-
schaft in den vergangenen 
Jahrzehnten bereits zahlreiche 
Einschnitte hinnehmen muss-
te und über den steuerfinan-
zierten Bundeszuschuss ihren 
Beitrag zur Solidargemein-
schaft leistet. Unterschiedlich 
bewerteten die Diskussions-
teilnehmer jedoch, in welcher 
Form eine stärkere Anglei-
chung zwischen den Alters
sicherungssystemen der 
Tarifbeschäftigten und der 
Beamtenschaft erfolgen sollte. 
Aber auch hier bestand letzt-
lich Übereinstimmung, dass 
alle Vorschläge und Regelun-
gen besprochen werden und 
den gesetzlichen Normen un-
seres Rechtsstaates unterlie-
gen und ihnen standhalten 
müssen. Konsens war dabei, 
dass das Ausspielen der Sta-
tusgruppen nicht weiterge-
führt werden dürfe. Vielmehr 
brauche es eine sachliche Dis-
kussion über die Leistungsfä-
higkeit des Staates, die Finan-
zierung sozialer Sicherheit und 
die Frage, welche Aufgaben 
der Staat künftig zuverlässig 
erfüllen will und soll.

Die Veranstaltung zeigte, wie 
groß der Gesprächsbedarf bei 
diesen Themen ist. Die Diskus-
sion verlief manchmal kontro-
vers, aber sachlich. Gerade der 
Austausch zwischen Senioren-
Union, der Jungen Union und 
dem DBB NRW machte deut-
lich, dass die Zukunft des Sozi-
alstaates und die Rolle des 
öffentlichen Dienstes auch in 
Zukunft zentrale politische 
Fragen bleiben werden. Hier 
sollten jedoch weniger popu-
listische Schlagworte, sondern 
belastbare Fakten, klare Prio
ritäten und das Bewusstsein 
den Diskurs bestimmen, dass 
ein handlungsfähiger Staat auf 
einen leistungsfähigen öffent-
lichen Dienst angewiesen ist. 
� HM

Hubert Meyers
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Rettungsmedaille für entschlossenes Handeln

Ministerpräsident ehrt Zivilcourage
Ministerpräsident Hendrik 
Wüst hat Ende Juli 25 Perso-
nen aus Nordrhein-Westfalen 
mit der Rettungsmedaille ge-
ehrt. Sie haben unter Einsatz 
ihres eigenen Lebens andere 
Menschen aus lebensbedroh
lichen Notlagen gerettet. Zu-
dem wurden an sechs Perso-
nen öffentliche Belobigungen 
ausgesprochen. Die Auszeich-
nung fand am Abend im Rah-

men einer Feierstunde im 
Maxhaus in Düsseldorf statt. 
Ministerpräsident Hendrik 
Wüst: „Das entschlossene 
Handeln Einzelner kann Leben 
retten. Genau das haben die 
Menschen, die mit der Ret-
tungsmedaille des Landes 
Nordrhein-Westfalen ausge-
zeichnet werden, eindrucksvoll 
bewiesen. Mit ihrem mutigen 
und selbstlosen Einsatz haben 

sie Mitmenschen aus lebens-
gefährlichen Situationen ge-
rettet. Sie haben hingesehen 
und in einem entscheidenden 
Moment Verantwortung über-
nommen und Mut bewiesen. 
Ihr Engagement steht beispiel-
haft für die Mitmenschlichkeit 
und die Zivilcourage, die unse-
re Gesellschaft zusammenhal-
ten. Für dieses beeindruckende 
Handeln verdienen sie unsere 

höchste Anerkennung und un-
seren größten Respekt. Sie sind 
Vorbilder für uns alle.“ Die Ret-
tungsmedaille wird seit 1951 
auf der Grundlage des Geset-
zes über die staatliche Aner-
kennung für Rettungstaten des 
Landes Nordrhein-Westfalen 
verliehen. Seither wurden 
1 435 Bürgerinnen und Bürger 
mit der Rettungsmedaille 
ausgezeichnet.� MM
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Ministerpräsident Wüst mit den Lebensrettern nach Verleihung der 
Rettungsmedaillen des Landes Nordrhein-Westfalen.
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